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Kurt Wyss

workfa'r: in der soziarhirfereform
Die Revisiorr der SKOS_Richflinien in der Schweiz

Die Schrveiz,:rische Konferenz für Sozialhilfe (SKOS) hat die Riclitlinienzttr Atl'sgestiiltung trn<J Bemessung der S0zialhilfe irn l-aufe des terzterr.lahres einer.llevjsiorr unterzogen (SKOS_Richtlinien 2ü)5). Die Richtlirri_en sincl 2005 v.lt den Karrt.nerr inrptenrerrti"ri *,rr.ten. Mit der Revisi.nist es itttclt in tler Schw eiz. zn,ein rn pn.nJig-nr"n*..hser 
gek.nrmen. rrerv.n L:intlern wie den usA. Kanada ,,trJ-ör.rrsbritannien sch'rr ab tlenachtziger und dann offizieil in crer ,,;,;;rü;; Jahren v'lzogen wurcre.Gerniiss clie'sent wechsel rvird die nraterielle ÄCri.tr.rung im Falle dr'hen-der Arnrut neu systematisch an crie Becringr;; gekntipft. dass crafür vonseiten der Soziateistungsbeziehend.; ; fi;;:r m(igrich sogenannre Ge_genleistungen erbracht,-da.s hei.sst, irgendwie J.tini".t" Arbeiien verrichtetwerden nrtissen. Damit rückt die zur"pflü;;r;rte ,,Arbeit,. (.,work,.) insZentnlm der 

..-wohlfahrt" (,,welfare") und .nirp*.rrend wircl clas neueFii rsorgepa rarii gma i n, eng li.rc.hen a I s :. W;l f.;;_tn_ *,r.k,. rxier,. Work fare.,bczeichnet. In der Schwö wird statt "; ,:W,rrkfare.. vorwiegerrtl vorr,'Arbeit statt Für.sr)rge" otrer..Arbeit statt s,lri.ir,irr...gesprrrcheniDer wechsel ztl "wtrrkfarel' hut in .r"n üsä',,".r in Kanacra schon in denachtziger Jahren auf der Ebene einzerner sre.ir. respektive provinzeneingesetzt uncl sich dann in .t"n-u.,rnzigerr*nr.n noti'nal clurchgese tzt.lnden usA war es die Admirriri.,ui,rn 
"ir" 

giii öiin,,rn. die inr Jahre r996tlach lalrgenr Dl'trck dttrclt die Einzet.sta.ter'cii"',,uti,rn,rle 
Gesetzgeburrgirrr .Sirrrre v.rr .. ,\y'rrrkf:rre.."i,lnii,rt" (Wilke zlloizioaoff 2oo2l.l lrr f(an.tlai'st tlie 'S.zialhi!te gctttäss v"rinr*,,,,g sacrre rrer pr.virzen - rihlrrich rvieitt der schrveiz rlrii clelr rcnni,,,r.,, - urrtr .s.nrit hat .sich der wechser rr.rtganz auf rrer Ebc':ne abgespierr (shragge r99t;. ;,; är..ssbritanrrien. w. sichdie soziarp'riri.k iir nqrrllr;;;" ure usa.lh,u, ,,nter Margret Tharchers'rvie John Ma-i.r in trie ni"rrting vr)n ,,wr)rkfhre,. bewegt hat. war es aanndie Regierung unrer Tkrny Brair. iie im lar,," iö il di",.wrrrkfare.,_Geserz_

ff,',ält 
("New l)eal") iÄ ze'ictnln unn ,.New Labour.. durchsetzte (p'rve'

lrr tlen netlnz ser Jahren ist tlie Politik von ,.wrrrkfnre.. in Ansätzen auchau f den europäi: .r :hen Konr i neni1i b".g"..h ;;;;,:' *ub.i n icht i nr mer k rarist' in werchen Fäten 
"r rl.jrr ,,n' äig.nrri"rri. mit zwang arbeitenrle"w<lrkfare"-pro. ranrme uncr in werchei*nl .t,., zwangsfreie ,.Akrivie_rungsprogranrmr. . hanrjelt. Hancller (2003t w;, Z*ong.rnromente bei_spiel'sweise für t'ie s.zialp"iitik Nnr*.g.nr, ,.i... tvi..lerlantle und Däne_marks nach. nir.'nrt das französische ärrglrra.rung.r.inLommen RMI(Revenue Minin:'rm d'rnsertirn) aber o,,raitirt tr.i 0,,r. van o'rsch*rtQ002)bezeichne't crie Niederta',i.l,rnri.t.,tri.r., 

-w"*r.*.,_prritik ats eine
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der Vorreiterinnen in Europa, Die jüngst erfolgte deutsche Arbeitsmarktre-

forrn mit den Hartz-Geietzen (Notz 2OO4) folgt ebenfalls klar der

,,Workfare" -Ideologie.
Die hier in aller Kürze vorgetragene These besagt, dass es drei politische

Richtungen sind, die die Politik von ,,Workfare" für sich reklamieren: die

,,neokoniervative", die,,neoliberale" und,,New-Labour", wobei jede

Richtung das Schwergewicht etwas anders setzt. Der ,,neokonservative"
Zugangz.u,,Workfare" basiert auf Schriften wie jenen von Charles Mttrray
(Murray 1984) uncl plädiert grundsätzlich ftir die Streichung aller vorhan-

denen Sozialleistungen, und zwar mit der Begründung, dass die Vergabe

von Sozialleistungen die Untergrabung der Moral der Leistungsbeziehen-
den (Arbeitsmoral, Familienmoral usw.) nach sich zöge (,,Arnrutsfalle").
Der ,,neoliberale" Zugang zu ,,Workfare" basiert atrf Schriften wie jenen

v11n Lawrence M. Mead (Mead 1986). Hierin wird weniger die Vergabe

der Sozialleistungen in Frage gestellt, als vielmehr gefordert, dass die
Sozialleistungsbeziehenden mit ,,autoritären" Massnahmen ,,diszipliniert",
das heisst, einem allgemeinen Arbeitszwang unterworfen werden. Nur so

könnten sie wieder ,,funktionabel" und ,,frei" für den Markt gemacht
werden. Der ,,New Labour"- Zugang zu ,,Workfare" basiert auf Studien
wie jenen von Anthony Giddens (Giddens 1998). Hier wird u.a. vorge-
schlagen, den Unterstützten im Sinne eines ,,positive welfare" beständig
.,Gelegenheiten" (,,opportunities") für ein,,unternehmerisches Handeln"
innerhalb des globalisierten Kapitalismus zu bieten. Dementsprechend
mtisse man die Unterstützten mit verpflichtenden Massnahmen zurArbeits-
suche und zum Annehmen von Jobs zwingen.

Die hier vertretene These wiederum geht von der hypothetischen An-
nahme aus, dass die drei von Esping-Andersen (1990) beschriebenen so-
zialpolitischen Konzeptionen des Wohllahrtskapitalismus (,,konservativ",
,,liberal", ,,sozialdemokratisch") im Zuge der Kapitalglobalisierung unter
Druck gerieten und in der Folge - fast wie Angsttriebe bei Bäumen - re-
aktionäre Richtungen hervorgetrieben haben (,,neokonservativ",,,neolibe-
ral". ,,New Labour"). In ihrer Reaktion haben die drei Richtungen im
Verlaufe der achtziger und neunziger Jahre zur sozialpolitischen Massnah-
me des ,,Workfare" gegriffen und dieser international zum Durchbruch
verholfen. In der Schweiz sc'heinen - nimmt man die Revision der SKOS-
Richtlinien zum Maßstab - alle drei ,,Angsttriebe" im Spiel z,u sein.

,,Workfare" ist nachweislich kontraproduktiv

Zu ,,Workfare" liegt international eine breite Forschungsliteratur vor, die
in der Schweiz auch in Kreisen der Sozialwissenschaften erstaunlich rvenig
zur Kenntnis genommen wird. Der Hauptbefund der Forschung ist der,
dass die mit der Umstellung zu ,,Workfare" versprochenen Wirkungen,
nämlich die Menschen wieder in die Arbeit und damit aus der Armut zu
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bringen, nicht nur nicht erzielt wurden. sonclern umgekehrt, class tlie Lage
der von Armut Betroffenen sich infotge von ,,W{rrkfare" noch zusätz.lich
versch lechterte.

Handler (2003) kommt ztrnt Schluss, dass tlie durch .,W<rrkfare" ange-
strebte Inklusion in Wirklichkeit und infolge der vorgenonrmenen Selek-
tionen (Wer gelangt in welches Progran'tri) tu einer verstärkten Stigrna-
tisierung trnd Exklttsion eirtes grossen Teils der BetrofTenen ftihrt. ShÄgge
(1997\ we ist liir Kanada ltach. tlass,.W<rrkfare" clie existierenclen regulären
J<tbs zusätzlich bedroht trnd clieArbeitsbedingungen insgesamt verslhlech-
tert. Laut denr Autrlr ist es in Kanada bei Einitih.i,ng unn ,,workfare.. je6es
Mal zu einer Artfietzjagd gegen die Armen gek.mmen (,.p..r bashing,,).
welche von den Politikern sowohl angelreizq als auch für <tie Wahlen in-stntmentalisiert wtlrtle. Van Oorschoot (2(l(12) weist ftir die Nieclerlande
atrf den Elfekt der Stlbstitttti<ln normaler clurch prekäre Arbeitsverhältnis-
se hin trnd stellt insgesamt keine positiven Effekte der,,Wrrrkfare..-Refrrr-
nren fest' Seines Erachtens stellt cla.s einmal als Wunder (,,nriracle..) 6ar-gestellte holländische Modell sich mehr uncl mehr als ein Albtraum
( "n i ghtmare") heraus. Gentäss sei nen empirisch gestritzten Ausfrihru ngenhatte die niederländische Refbrm ftir Pärsonen mit Behinden,ng 

"in.neindeutig ,.kontraproduktiven" Effekt. sogar Gerfin (2004) stellt in seinerStudie zuhanden der sKos, welclre die legitimatorische Basis <ler Revisionder sKOS-Richtlinien bildete, in erstaunlich klarer weise fest: ,,Alterdingsist darauf hinztrweisen. dass in der Mehrzahl der Evaluationsstudien zuraktiven Arbeitsmarktpolitik irr verschiedenen Ländern kein positive^ntl.fi ein negativer Effckt v<ln Beschäftigungrpr.rgro.men auf die wahr-scheinlichkeit' erwerbstiitig ztt werdert. g"r,int.l"n wir.l. Insol'errr kann als.llicht tlavolt atlsSegatulen rverden. dass clieser weg zu deutlic:h erh(ihterErrverbstiitigkeit der betrof'lenen pers.nen fiihrr... ('(;erfin 2004, lgl
,,Workfare.. und projektive Angstabwehr

Interessaltterweise lassen sich diejenigen. welche die Einfrihrung einer.,wtrrkfare"-poritik befiirw<lrten, von den beunrurrigencren Fakten 4erF.orschung - so sie diese denn riberhaupt zur Kerrntnis nehmen - nicht vonihrer Argrmentationsrinie abbringen. im cegenteir. Dcr Befunrr. w'nachdie "Workfare"-Massnahmen'es-genau nicht schaff'en. die Betroff.enenwieder aus cler Arrr zu bringen, interpretieren die promotoren von
"Workfare" und auch Teile der B-evölkerung eher noch als Bestätigung ftirdie,.Richtigkeit.. eben dieser Massnahmen.

unr dieses paradox zu verstehen, hat nran sich bewusst zu machen. dass,'workfare" nicht nur ganz praktisch crer Kapitarverwertung dient, soncrernimmer auch bestimmte Projektionen prrxluziert, die ihrerseits die clestruk-
,] y..r Auswirku ngen 

.genau 
der Kapi tar verwertu n g ru u.rr.h re iern he r fen.Alle diejenigen nämlich. clie selber !lauben. bestelis integriert zu sein - also
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die mit gut bezahlter Arbeit, guter Ausbildung, Familie Eigenheim und
Ferlen ln Übersee währencl mindestens vierWochen im Jahr usw. gewissen
Erwartungen entsprechen, in Wirklichkeit nur wie Zahnrädchen in einem
grossen Getriebe funktionieren, eben nicht integriert, sondern bloss assi-
miliert sind2-, können sich angesichts von ,,Workfare"-Betroffenen wun-
derbar einbilden. nur diese und nicht sie selber seien desintegriert. Sie
erklären - ganz im Einklang mit der.,Wrlrkfare"-ldeoklgie - jene anderen
zu <Jen wahren Versagern, reden von .,S<lz.ialfüllen". ,.Arbeitsscheuen".
,,scheininvaliden", und wehren so die Angste vor der bestehenden eigenen
Versehrtheit ab.

Solche Projektionen sind gleichermassen verftihrerisch wie gefiihrl ich.
Sie ermöglichen einem breiten Teil der Bevölkerung, vermittels sozialer
Ab- und Ausgrenzung einen Selbstschutz aufzubauen. Wenn es darum geht
zu erklären, weshalb die ,.workfare"-ldeologie - übrigens auch auf der
Seite des sozialdemokratischen und gninen Mittelstands - derart viele
Anhänger an sich zu binden vermag, dann sind diese Projektionen mit zu
bedenken.

Die revidierten SKOS-Richtlinien: Leistungskürzungen (I)

Die revidierten SKOS-Richtlinien (SKOS-Richtlinien 2005) sind von den
Kantonen im Verlaufe des Jahres 2005 respektive per l. Januar 2006 im-
plementiert worden.3 Anhand von sechs der die revitlierten Richtlinien
charakterisierenden Merkmalen wird nachstehend aufgezeigt, inwiefern
die sKos-Richtlinien gemäss der,,workfare"-rdeorogie auigebaut sincl.
Begonnen wird mit den Leistungskürzungen.

In den neu aufgelegten SKOS-Richttinien ist inr Vergleich zu dcrr llterr
das Existenzminintum um rund l0 Prozent abgesenkt worden, niimlich - be-
zogen auf den Grundbedarf (GB) einer Einzerperson - von l'l t0 Franken
(GBI + GBII nach alten Richtlinien) auf 960 Franken im Monat (Grund-
bedarf für den Lebensunterhalt, GBL nach neuen Richtlinien). Rein
technisch wird diese Absenkung damit erklärt, dass man bei der Festsetzung
des Existenzminimums sich neu nicht mehr an den ärmsten 20 prozent.
sondern an den ärmsten l0 Prozent der Bevölkerung orientiere. Das ist
natürlich sch<ln mal höchst seltsam, wenn clie Sozialhilfe. bei der es per
Gesetz ja eigentlich ttnt clic Armut.sbekiimptirrrg gehen solltc. sich bei tlcr
Fcstsetztltrg cles Existcnzmininrrrms an clcn Alleriirrnsten orienticrt. Aller-
clings wird damit ein weitergehenrler Zweck verfolgt. In cler Expertise des
Vtrlksrvirtschaftlers Gerlin. welche von cler SKOS zur Legitimierung der
Revision der Richtlinien in Auftrag gegeben worden ist, steht woitlich
geschrieben: ,,Die Forderung nach einer anreizkompatiblen Sozialhilfe für
Errverbsfähige hat die folgende(n) Implikation(en) für eine Sozialhilfere-
form: die Sozialhilfe muss inr Vergleich zum Einkommen beiVollerwerbs-
tätigkeit unattraktiv sein. (...) Streng genommen bedeutet (clies), dass die
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Sozialhilfe für nie lrt erwerbstätige aber als erwerbstiilrig eingestufte Srz.ial-hilf'eemplänger atrf ein Niveau re<luziert wertlen sollte, das nrittelfristignicht existenzsicherncl ist.,. (Gerhn ZOO4. 32)
Man spricht dabei atlch vom sogenalrnterr Absrantlsgebot (inr 19. Ja6r-htllldert hiess.es ,.less eligibility"). dass also das von tler sozial6ilf'e gewähr-te Existeltzntinimttnt immer uirter clerr niedrigsten Einksnrnren bei Vllter-werbstätigkeit liegen s'llte.a Mit diesem Geü.t wircl ulrtersteilt. class tlieS.zi.lhilll'bezicttcltttc'lt kciltcn sogcnallrrerr Arrreiz nrehr 5esässen. eineArbeit attzttttehnlcll' wenn die sozjathill'eleistungen relativ zu den tiefstenLöhnen zu htlch angesetzt würden. Dieses auch in der Boulevard-presseimmer wiecler kolportierte Theorenr von tlen fehlenderr Anreizen ist allerdings

I än gst w i derlegt (Gebauer/petsc hauer/Vobnl ba 2OOZ: Du ncan/S tre I I 2ü)4 ).wer sich in der Lage sieht. eine Arbeitsstelle zu besetzen. wird die.s in ailerRegel auch dann ttln, wenn sein Einkommen niclrt existenzsichernd ist. Fürden Einzelnen käme es einem viel zu g^r*r.n v"rlust an sozialem prestigeund auch an sozialen Beztigen gleich, wenn er. anstatt eine Arbeitsstelleanztlnehnten. attfs Ftirstlrge'mt ginge. Wenn clem nicht so wäre, wäre auchirr der schweiz die Zahloeiworklng p.rur. ao, r,.ir*t die erwerbstätigArmen.im Latrfe der neunziger Jahre gai n-icht nnge*u.hsen..s Sie alle hatren.würden sie im sinne des Theorems <Jer fehlJnden Anreize funkti<lnieren,i h ren Job zu gu n ster, <Jes soziar h i r feu"rug, ran-gr]-r.h.rn au fgegeben.

Einstufung nach Arbeitswilligkeit (l I)

Ntrn i'st e's allerdillgs so. clitss tlas erwählrte Existenznrinimum liir denGrtrntlbetlarf e.ilter, Eirrzelpers()n v()r 960 Fralrkcn eine rein ktinstliche(ir(is'se ditrslellt. 
.tliese eigerrtlich - nilnnrt ,n,,,r-.1i" revitlierten sKos-Richtlinielr beil' w,rrt - gnt nie-so zrr Ausrichtung k.rnnren kann. Denns'balcl eirte sozialhilfe bJziehencle Persorr t.Lri..rr eirre s.genan're rnte-grationsaktivität erbringt ocler erwerbstätig ist, kommt entwecler eine"lntegrati.nszulage" (jJnach clem entweclei 100, 200 otler 300 Franken).der ein "Einkomnrensfreibetrag" (je nach .1.n' iü). 50g, 6u) o.er 700Franken) hinzu' umgekehrt auerlwenn eine srzialhitf'e beziehende pers.neine bestinrmte 

"lntegrationsaktiuitirt" nichi.ruri,rg,. 
'bwrhldie Beh(irrlerrder Meinung sind' däss eine *,rl.l,e ..zurnrrb'r'i ,tli. rr.r, s.il es genriissllclrcll sKo's-Richtlirriclr ztl Ktirz.trrgclr krrr'lrcr.(, l)icsc riihren zir cirrcrscrrktrtrg dcs crwältnten-Betr^gs u,r,i9(r0 F'r.lrkerr (hcz.ge' aul.eirre Ein-zelperson) atrf tl00 Franken, dänr s,, bezeichneterr ..abs.luten Existenzmi-rrimum für <ren Grundbedorf'. Äb., serbst dieses *ir.t t.itweise nrch zurDisposition gestel lt. 7

Damit als' ist in clen reviclierten sKos-Richtlinien hinsichtlich derFrage der Existenzsicherung - *o..ja eigentri.t, J.r.,, Kernaufgabe rviire- keine feste Griisse ntehr n,irrutn.'herr. Der angegebene Grundbetlarf fiirden Lebensunterltalt (GBL) uun gr*l Frankerr r,l-.ii,,. Hinzelperson karrn
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es nicht sein, denn der faktisch auszurichtende Betrag liegt entwetler

darunter, wenn aie gehörden den Eindruck haben, die betroffene Persotr

sei zu wenig ,,integrationsaktiv" respektive arbeitswillig' oder der Betrag

liegt darüb.r, *"ni die Beh(iraen befincJen. tlie Person sei genügend "in-
tegrationsaktiv" resfektive arbeitswillig. Nicht .tt die Sicherung der

sozialen Existenz dlr untersten Schichien in der Bevölkerung steht an

erster Stelle, ,onJ"rn - ganzim Sinne von ,.Workfare" - deren Erziehtrng

zu einer bestimmten FJrm der ,,Arbeit" ocler allgemeiner gesagt: deren

Sozialdisziplinierung. ..,,--^.
Damit stellt sich äne sehr grundsätzliche Frage: Wie lässt sich bestim-

men, wer wie arbeitwillig ist,irnd was ist mit denjenigen Persoren' deren

Arbeitswilligkeit in eine"ganz andere Richtung als in die von den Sozial-

behörden gewünschte gÄt? Es ist hier die Rede von den .'Sich-nicht-

A n pa s se n d-e n.' oder u u. i' uon de n,. S i c h - n i c h t- me h r- a n pas se n - K ön ne n d e n ",

uon dan ,,Renitenten", aber auch von den ,'psychisch Kranken"'

Verletzung des Gleichstellungsgebots (IlI)

Nun gibt es bekanntlich ja so etwas wie ein Gleichstellungsgebot, und für

dieses ist immer zentral der Hinweis darauf. dass man Menschen' die auf

{iese oder auf jene Art hantlikapiert sind. nicht diskriminieren, dass man

also genau nicht alle über denselben Arbeitsleisten schlagen darf' Und es

gibt igar diesbezügliche Gesetze, etwa ein Gesetz zur Gleichstellung von

Fiuu.n"und Männein oder ein Gesetz zur Gleichstellung von Menschen

mit Behinderungen.s Die revidierten SKOS-Richtlinien nehmen darauf

keine Rücksicht. So h.ir.t es zum Beispiel: ,.Alleinerziehende Personen

(in {er Regelja Frauen). die wegen ihrer Betreuungsaufgaben weder einer

Erwerbstäiig[eit noch einer ausserf amiliären Integrationsaktivität nachge-

hen können. erhalten eine monatliche Integrationsztllage von mindestens

200 Franken." (SKOS-Richtlinien 2005. C2) Weshalb nicht das Maximunt

von 300 Franken oder weshalb nicht den gesamten Einkommensfreibetrag

von 700 Franken? Ist der SKOS entgangen, dass Haus- und Betretlungs-

arbeit mindestens so viel wert sind wie eine volle Erwerbstätigkeit? Oder

dann heisst es: ,,Unterstützten nicht erwerbstätigen Personen [iber l6

Jahre, welche trotz ausgewiesener Bereitschaft zum Erbringen von Eigen-

leistungen nicht in der Lage oder im Stande sind, steht eine minimale In-

tegrationszulage (MIZ) von 100 Franken pro Monat ztr." (SKQs-Richtli-

nien 2005 , C2\ Weshalb hier lediglich 100 Franken? Weshalb nicht

gleichgestellt mit ancleren 200. 300, 700 Franken? Wie kommt man zu

iin"r *l.h.n Diskriminierultg von arbeitslosen Menschen mit Behinderung

im Vergleich zu den unterstützten Erwerbstätigen?

Dieie die revidierten SKos-Richtlinien kennzeichnenden Ein- und

Abstufungen sind in zweierlei Hinsicht unhaltbar: formal hinsichtlich der

Gleichsteil,,ngrg.retze, die verletzt werden, inhaltlich hrnsichtlich des
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angelegten Maßstabs der angenommenen Arbeitswilligkeit. der in jeclenr
Fall auf Willktir beruht. Auch in der ..Workfare"-Literatur werden diese
Abstufulrgen tticltt nur als grosses Problem geschildert. sorrdern es rvirrl
sogar festgestellt. tlass sie. die vorclergrtindig ja eigentliclr der lrrtcgratiorr
dietten sollten, erst recht die Ausgrenzung eines Teils tler untersttitzten
Personen befördern (Handler 2003). Die Sozialbehörden haben ja immer
zu entscheiden. wer denn jetzt ,.integrationsaktiv" ist ulrcl wer nicht. wer
s<ltlann errtrveder zu beklhnen oder zrr sarrktiorriererr ist.

verzicht auf das Prinzip der verschuldensunabhängigkeit (lv)

Die Sozialhilf-e als letz.tes Netz- der soz,ialen Sicherung war bislang als eine
grundsätzlich verschultlensunabhärrgige Sozialleistung konzipiert. Selbst
wenn jemand in einent reguliiren Arbeitsverhiiltnis Schwierigkeiten hatte.
jemandem daraufhin gekündigt wurde. jemantl sich auch inr Rahmen <ler
Arbeitslosenversicherung nicht anpassen konnte oder wollte un4 dann in
der Sozialhilfe gelandet ist, auch für diese Fälle haben die Sozialhilfein-
stanzen die Pflicht, der betreffenden Person ein menschenwürdiges Dasein
zu ermöglichen. und zwar ohne Wenn und Aber. Dies ist deshatb wichtig.
weil es in der Sozialhilfe - als letztes Netz der s<lzialen Sicherung - um
rrichts weniger als ttrn die Überlebenssicherung geht. Deshalb sollerxlarauf
arrch diejenigen Menschen Anspruch haben, die - aus welchen Grünclen
atrch inlmer - nrit grossen Lebensschwierigkeiten zu kämpfen hatten un6
weiterhin haben. Dieses Prinzip, class clie soziale Existenzsicherung allen
gewährt wird, tlnabhiingig von der Frage des Verschulclens, hat sict nicht
zufällig im Nachgang zunr Zweiten Weltkrieg herausgebildet. unrl zwar
:ttt.s cler historischen L,rfahrung heraus. dass Reginre inrmer wiecler schuld-
lose Menschen zu Sc'huldigen erklärt und sie auf der Grrrncllage s1;tch
..fal.scher Prtrjektiort"e ihrer Existenz beraubt haben. Mit rlen ,.ii.li.rt.n
sKos-Richtlinierr hat man - im sinne von .,w.rkthre.. - die Frage der
.,Arbeitsrvilligkeit" uncl damit die Schuldfrage in rlie Sqzial6ilf'elraxis
hineingenommen tln<! so das Prinzip der Värschuklcnsunabhängigkeit
nrutrvi ll ig tiber Brlrtl gewort'err.

Arbeitszwang ohne Alternativen (V)

Nun ist es ja so, tlass in der Schweiz das Gesamtvolumen an Erwerbsarbeit
eher abnimnrt als zunimntt. Das betleutet. dass fiir einen wachsenden Teil
von Menschelr keine Erwerbsarbeit mehr zur Verliigung stelrt. Deshalb
wiire es tl nlso w ichti ger. attstittt tl ie Nic ht lohnarbe i tenden .lnru nur,,trei ben.
doch wieder einen der gar nicht vorhandenen Arbeitsplätze zu ergattern.
diejenigerr Lebenslagen zu kultivieren. die ausserhilb der Lohnarbeit
zwangslätrfig entsteher:. Und dazu wäre gerarle ftir die lohnarbeitslosen,
sich trnabhängig benrti"rentlen Menschen in Arnrut ein m(igtichst hohes



Existenzminimum vonnöten. Diese Menschen sollen sich sozial und kul-
turclt betttlgen können. Und dazu slnd die 800 oder 960 Franken otler
allenfalls auch 1060 Franken im Monat, gerechnet für eine Einzelperson,
schlicht und einfach zu werrig. Mit 35 Franken im Tag ftir Essen, Kleidung,
Haushalt, Ktirperpflege usw. kann man sich diese Aktivitäten gar nicht
leisten. Die ,,Workfare"-Politik zielt freilich genau darauf ab, solche auto-
nom bestimmte Integration zu verhindern: man will amZiel des unterwor-
fenen Arbeitssk I aven festhalten.

Das zeigt sich innerhalb der SKOS-Richtlinien zuallererst dararr, dass
der in den alten Richtlinien qnthaltene Grundbedarf II für den Lebensun-
terhalt bei der Revision gestrichen wurde. Einmal abgesehen davon, dass
jener Betrag zu niedrig war, wurde mit dem Grundbedarf II doch bekundet,
dass die linanziellen Mittel clie zentrale Voraussetzung fiir eine erfolgreiche
Integration sind. Der Grundbedarf II für den Lebensunterhalt wurde auch
so begründet, dass er ,,eine Teilhabe am sozialen und gesellschaftlichen
Leben erleichtern" soll. Und zudem stand er explizit ,,allen finanziell un-
tersttitzten Haushalten" zu. Es wurde unterstrichen, dass es primär im In-
teresse der Betroffenen selber sein soll. zu bestimmen, in welcher Weise
sie am sozialen und gesellschaftlichen Leben teilhaben wollen. In den
revidierten SKOS-Richtlinien ist von einer solchen Haltung nichts mehr
zu linden. Neu werden bei der Existenzsicherung nur noch jene ,.lntegra-
tionsaktivitäten" berücksichtigt, die unter institutionalisierter Kontrolle
stehen (Beschäfti gun gsprogramme ; Lohnarbe i t).

Weshalb kann die von der einzelnen Person in Eigenregie geleistete
Bewältigung des Alltags - dabei wird in der Literatur auch von ,,Eigenar-
beit" (Offe I Heinze 1990) gesprochen - nicht auch als Integrationsaktivi-
tät gewertet werden? Es handelt sich doch genau um eine solche Aktivität.
Hier könnte auch eine zentrale Autgabe fiir Sozialarbeitencle geseherr
werden. den Unterst{itzten dabei beizustehen. qualitativ hochstehende,
atttonom geführte Lebensweisen ausserhalb der bezah lten Erwerbsarbeit
zu entwickeln. Es gibt Hinweise darauf, dass diejenigen Personen, die sich
an den angebotenen Integrationsmassnahmen der Sozialhilfe nicht betei-
ligen (also die sogenannten ,,Renitenten"), mindestens so häufig, wenn
nicht häufiger wieder einen regulären Job finden wie diejenigen, äie sich
an den Massnahmen beteiligen.l0 Diejenigen, die sich daran nicht beteili-
gen, konzentrieren sich eher unabhängig auf sich und fallen weniger <Ier
Tendenz anheim, alles dem Amt zu überlassen ocler sogar claran zu glauben.
nach dem halben Jahr in der Übungsfirma komme es automatisch zir einem
Wechsel in einen regulären Job. Aber davon will man in clen reviclierten
SKOS-Richtlinien partout nichts wissen. Es sollen sich alle tagtäglich und
zu miesen Konditionen abstrampeln miissen im Wettbewerb um Arbeit,
wie wenig hilfreich oder gar kontraproduktiv diese Form von Massrrahmen
auch immer sei.
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Ein kom mensfreibeträge ars su bvention ieru n g trer A rbeitgeher ( v I )

lrt dctl rcvitlicrte'n sKos-Richtlirrierr sirrtl Einkorrrnrensfi.eibetriige v.n 4(x)bis 7(x) Fritnkelt liir erwertrstiirigc urrterstiitz,te vrlrgeselrelr. Das grrssePr.blent s.lcher Eink'ntmensfielbetrege beri.ht tlarirr, dass sie eilre ver-steckte subventitlnierttltg der unternehäen Jorrt"ll.,r, in tlenen rJie unter-sttitzten arbeiten'um sich die Problematik 
"i,rig..rnssen vergegerrwärrigenztr k(inllelt' ist es attf.sclttttssreich. sich tlie sfiuati.n irr staaterr rvie tlerrusA vtlr Atrgen ztr fiihren, wt) ,.workfare" inzwischen volt etabliert ist.Dort hat mall es niirnliclr st weit gebracht. clirss siclr tlie Arrstellung vrrrsozialhilf'e-unterstützten fiir die urrternehnrerr tatsiichrich t.hnt. DieRechnurrg geht. vereirrftrcrrt g::1g1. wie f.rgr (olrcD r999. 24r):wenrrein unternehnten eine soziairtirr. bezienerrtie b"r,,,rn arrstellt. dann rvirdcler besteltende Minirnatlohn von etwa ti Drllar irr der stunde .so aufgeteilt,dass der Staat trie einen 4 D<lilar un<l das ü,rt"rn.hren die antreren 4D'llar bezahlt' Das bedeutet im Resultat. <Jas.s clas unternehrnen frir einevolle stelle lediglich noch 4 Dollar pr., siu,rJe iezahlt; und ,as zahlt sichfür dieses nattirrich aus (Arbeit sot ii.h b"ko,,niti.h ja rohnen !). Man darfja nie vergessen' wie mit clen Armsten derArnren ausgezeichnete Geschäf-te gemat:ht wertlen k(innen. Dies liisst sich inrlibrig",, auctr an rler in tlenusA teilweise privatisiertelt utt.t - aus dersi.lrt der lrrvestoren ulrcl Akti-enbesitzer'- boomerrden Gefärrgnisincrurtri. u.lrt achten (werch 2005). Die"wrrrkfare"-prritik und die poitik .t"r,.N,,riilJ..n,rr., sind nicht zufiiriggleichzeitig von tletrselben rrrilf Thnks rr.n.'.rn, Manhattarr Irstiture)propagiert rvorden (Wacquant 2000).

stlweit sind wir in dei Schweiz ,w^r rr.crr nicht, aber rnit tren irr rrelrre v id ierterr s K o.S - R icrrt r i lr ic' e i lr gcrii rr rterr Ei rr k.nran ser.u in triesc Ri.r;i,;;;, t,rrcr irn iibrigen ,lt;H',i"li;lTfiti:;,-.",:.X'statltzrirchcr S<lzialv.rslcheri, tvt,r,riL,, s,,r.[", 1l'r.p'giertc, srge''nlrrclr..1(X)0-Fr.-Jobs.. otlcr auch ..lVfcJ1yl.)s...rr Ncbeir tler T.irtsache. rlass rlicMctt'scltctr tlarrrit. krtttkret g"r.ru,,,rg"rr rverderr. liir lrichts nrehr als ftir tliesicherung cler nriltitnalen'Eristenz v'll zu arbeirelr, tlriickelr s.lche srb-ventionierungen clas ganze Lohlrgef iige nach ,uri.,,. rrrd dieses rr.ch nrirstaatlicher untersttitzirng. Zucleni ist ierstärr., ,'ii cren gefiirchteten s.b-stittrtionseffekten 
't' '..Jhn"n, da.s heissr ,to,rrit.'.r,,ss trie Firrren regrriirAlrgestellte entl:tssen. tlnlsi" .t,,r.t, sulrvelrtirxrierre Beziigcrinrrcn urrtlBeziige' iln s'genalrrrterr,,Teirr.r'r-J,b.. 

zu er.setzer.
"wrlrkfare" dient rricht tler Artnrtsbekiinrpfir'g. srrrrlerrr tler Verschlci-e^rng und Versriirkr'rg wac:hscntrerArrrrrt. ..w,r,.fl?,,.e_,,sreilr. ,ui" .si.,.ngg"(19971cs rtcttttt' cirtclr.liti*.h i,,,,r.lrcxrc ric..iü; riir cirrc 

'cue .,ulrrer_kl:rssc" tlar. Mithirfe där.,wr*ri,re..-Gcisscl t.n[ri.t,tigt marr, trie inf.rgeder Kapitalgtobalisie"'ng run.hr.na. soziale Ausgrelrzung vor.r MiIIionerrv.tt Men'schert nicht nuriu verdec'kelr, s.nde'r mni *ilr nicht wahrhaben.dass darnit diese verstiirkt lvird - ulrcl dies unter.l.,r., ,ynirch arrmutende'
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sozialpolitischen Titel,, Integrati<1n". Die Schu ld an der Ausgrenzun g wi rd

tle n u n m i ttel bnr A u s ge gre n z.te n tl be rb il rde t.

Anmerkungen

Die bekannteste Umstellung betrifft in den USA neben dereingefültrten Arbeitspllicht das

geschaffene Zeitlimit. Die Sozialhilfeleistungen rverden in den IISA nur ncrch während

maximal fünf Jahren - gemessen an der Lebenszeit - atrsgerichtet. Die E,inzelstaaten kön-

nen clieses Limit noch absenken. Weitere Umstellungen (neben vielen anderen) zielen auf

die Familie und hier besonders auf die von Armttt betroffenen alleinerziehentlen Miitter.

Minderjährigien Miittern und auch Miittern. die nicht bereit sind, bei der ldentitiz.ierung
6es Vaters zu kcnlrcrieren. kann die Sozialhilfe verweigert respektive gestrichen werden.

Familien. die währentl tles Sozialhilfcbezugs ein rveitercs.Kintl z-ur Welt bringclt, kantt

rlie Erhöhung der Soz.ialleisttrngen verrveigcrt rvertlen (.,Family Cap"). (King 1999:

Therxlore/Peck 1999; Orloff 2fi)21 Wilke 2fi)2)
Zur Unterscheidung von lntegration und Assimilation vgl. Wyss (2OO4l.

Dabei ist zu beachten. was schon bei den alten Richtlinien galt. dass die Kantone. als

massgebende lnstanz im Bereich derSozialhilfe, nicht verpflichtet sind. die Richtlinien zu

iibernehmen oder, wenn sie sie tibernehmen. ohne rveiteres von diesen abweichen können.
Inwieweit sie das konkret tun. wird sich zeigen. Es gibt erste Hinrveise darauf, dass die
revidierten SKOS-Richtlinien von den meisten Kantonen zwar prinzipiell akzeptiert, aber
von den wenigsten integral ribernommen werden (.,SKOS-Umfrage" 2005. 2l: Knöpfel
2005, | 2f.). Erste Implementienrngen in den Kantonen Basel-Stadt und Basel-Landschaft
(Kn(ipfel 2OO5) spiegeln eine Tendenz wider. die schon bei den alten Richtlinien fest-
zustellen war. Die Kantone tendieren z.u einer Ausreizung der SKoS-Richtlinien nach
untcn, d.h. sie legen die Richtlinien eher zu ungunslen der Untcrsttitzten arrs. ln den
revidierten Richtlinien wirtt tliese Tendenz noch dadurch verstärkt, tlass darin extensiv
mit Bandbreiten gearbeitet wird.
lnden SKOS-Richtlinien rvirddasAbstandsgebot wie folgt urnschrieben:..DieZusammen-
setzung derAusgabenpositionen und die Höhe des Grundbedarfs für den Lebensunterhalt
(GBL) entsprechen dem Konsumverhalten des untersten Einkonrmensdezils, d.h. der
einkommensschrvächsten zehn Prozent tler Schrveizer Haushaltungen. Auf tliese Weise
rvird statistisch ahgesicherl, tlass rlie l.ehenshaltrrngskosten v()n lJnlerstiilzlen einem
Vergleich mil clen Ausgahen nicht unlerstiilzter llarrshaltung,en, <lie in sehr bescheirlencn
wirtschaftlichen Verhältnissen leben. stanrlhaltcn." (SKOS-Richtlinien 2(X).5. U.2. I ) Die
Statistik ist - welch lnrrrie der F'ormulierung - zulasten der H,xistenz. der Unterstiitzterr
.,abgesichert" l

Die Quote der Working poor (Prozentsatz der errverbstätigen Armen an allen Erwerbstä-
tigen im Alter von 20-59 Jahren) ist gemäss der Studie von Streuli/Bauer (2ffJ2.25) von
5.3 Prozent im Jahr 1992 auf 7.5 Prozent irn Jahr 1999 angestiegen. Unter den Allein-
erziehenden finden sich die höchsten Working-poor-Quoten und für diese Kategorie ist
auch die stärkste Zunahme registriert rvorden. nämlich von 14.8 Prozent im Jahr 1992 auf
29.2Prozent im Jahr 1999. Eine inhaltliche Analyse z.ur Lage der Working prxrr findet
sich bei Pelizz,ari (2(n4).
Die entsprechenden Passagen in den revitlierten SKOS-Richtlinien lauten: ..Wenn
die hilfesuchende Person (...) sich weigert. an einer ihr zumutbaren und als hilfreich
qualifizierten Massnahme teilzunehmen. so kann dieses Verhalten gemäss Kapitel A.8
sanktioniert werden." (SKOS Richtlinien'2005. D.2) Und im Kapitel A.8 heisst es: ,.Als
Sanktion können unter Beachtung des (iruntlsatzes der Verhältnismässigkeit situations-
bedingte Leistungen gestrichen rverden, Darüber hinaus kann der Grundbedarf fiir den
Lebensunterhalt (GBI-) ftir die Dauer von maximal zrvölf Monaten um h<ichstens 15

Prozent gekürz.t werden." ( S KOS-R ichtl i nien 2005. A. 8. 3 )

So heisst es in den SKOS-Richtlinien zunächst: ..Weitergehende Ktirzungen bedeuten einen
Eingriff in das verfassungsmrissig geschiitzte Recht auf Existenzsichenrng. Sie sind deshalb
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tlnzttlässig." (.SKO.S-Richtlinien 2(X)5. A.8.3) Aber nrrr zrvei Ziftern rveiter unttn lintletsiclt unter dem 'l'itel ..Einstellung von l-eistungen fiir die (inrnrlsichenrng,. rlie f.lgentlef'ortttttliertrttg: ..[line tjinstelltrng von lJnlerstiitzrrngsleisrungen lilr tlie ('irunrlsic6enrng
(Gestrntlheit. wcrhnen. l-ebensttnterhalt) ist ausnahrirsrveise rlann zulässig. rvlnn rlie ,n-lcrsliilz'le Persoti sich in Kettntnis rler Konsetluenzen ihres Entscheitls austlriicklich un<lrvietlerh.lt rveigert. eine ihr mögliche. ,ur,,ibor" rrnd konkret r,,r varr,ig,,ng stehenrleArbeit anzttnehmen." (sKos-Richtlinien 2fi).5. A.8 5) l{inwiecler,,r i.r}.r.ich danachzu lesen. dass die Leistrrngseinstelhrng dann. wenn die tretroffene pers.n nach Ahleh_nttllg tler Arbeit <las abs.lttte Exislenzminimum nicht erreichr. rl<rch rvietler zru,inrlest' teilrveise riickgängig genracht rvertlen muss. Offenbar rrriic:hte nran in tlen revitliertensKos-Richtlinien die Drohktllisse tler l,eisttrngseirrstellrrng zrvar ;rnrrrrinenr placiertsclten' tlann aber <l<rch nicltt recht tlazu sleherr. rv.trhvissenrr. rlass nrnn sich - nrit l]ezrrgattl'tlas verlhs'sttngsrechtlich garantierte Existenzrninirnrrrn - nul'd[innem liis hervegt.Art' l2 tlcr Buntlesverfassuttg larrlet närnlich: ..wer in Not gerär unrl nichr iri der l.ageist' fiirsich zrt s()rgen. hat An.s;rruch auf t{ilfe und Betreusng,ntl auf tlie Mittel. die fiirein menschenrviirdiges Dasein unerlässlich sintl...tl Eine stringente Kritik an tlen sKoS-Richtlinien irn allgerneinen und hinsichtlich

ää,|?it'"* 
tles Gleichstellungsgehots inr besonderen fintrer sich bei schibri/Gordstein

o 
l;;r.ottsdntck "fatsclte Pro.ieklion" iibernehnre ich von llorkheirner/Adorno .9g6.

l0 Darattf deuten einzelne Fbrschtrngsergehnisse des in cler.Schrveiz durchgefilhrlen Natio-nalen Forschungsprogralnlns 4-5 (..prohterne tles Sozialstaars..) hin ((iärtner 2OO4). rvoheider entpirische N:rchrveis tles ..I:rfrrlgs" respekriv" ..i.1r,"i,..,rs.. v'n Einglierlenrrgslrro-gralllnlen ganz all-{etrtein nrit gn)sse' lttelhrxlisctren .schrvierigkeiten verh'n6en ist.I I vrn seiten des Sou ialtlepnrt.ni"nt* der.Starlt Ziiricrr ,,,,,iirrr.'. Vorsteherin Monika .Str-cker rvirtl - naliirtich primär aus PR-(irrinden - ni"trt lrrer,,. von..l(xn-Franken-.r.hs...sontlern von "Teillohn-Jobs" gesprochen. Man rvill tlie arbeitsl.sen Beziigerinnen rrntlBeziiger v.n S.zialhilfeleistungen nicht rnehrtlirekr nn.ri" privatwirtschaft. s.ndern an
]fi:li:, ,:Jrzialriirnen" 

vennittetn, rvrbei ttiese ..s.ziatfi'n"n., - ,loni J,,.t, *i".1..t
d a *, besc,,, 

r üi:ri:{::I,il r ffi :Til.ffi:Ir[: H J ] ar,* tj :i*i'i 
"i" 

r,,,f"'l'eilkrhn" trttrl "'s.;ialfirnren" rein gnr.ictrrs. l)er vrlr rter rtrivnrrvirrschnft respekrivetlen "S.ziallirlncn" 1:ezahlle ..1,.hn" rvirtl in.ietlenr Iralr ilnlner hdichstens nrrlgest<x.kr arrftlas erhiirmliche 'St'zialhill-eniveau r96o liairken grr,,*'w,rt,,rk.sten plrrs Krslen frir tliemetlizinisclte (irundversorgung) zuziiglich eines binkornmensfreiberrags von maximal6o0 Franken' Brttn'Gehrig (Pilisitlent tler.Srviss Life / vizepräsident der Roche usw.).der das netleste Projekt tles sozialdeparrements on .i,,., öffenrlichen Veran.*altungkommentierte' stellt zur Frage nach jer ..Bereitschan .i", wirrrchRft,.. beim projektmitzumachen' lapitlar t'est: ,.Giun<lsätzlich ist rler wille zunr Engagernent da. wichtig ist.dass lnan von Anfang an parlnerschaftlich vorgehl: oi" i**"rrschaften sollen aulhiiren.bei allem' rvas tlnter denr Mintleslt.trn liegtiZerer r,n.t-tvtur.ti,, zu schreien.,. (Brun.Gchrig' Thges-Anzeiger vont 6.10.2(x)-5) ln,ler r.rzz ..;.,r angemerkt: ,.(ielrrig isr iiber-zeugt' tlass sich die rneisten Firnten nur arrf s.lcha nrrn,rg;,r,anrs einrasse'. wenn sie aufdie pnrfessionelle unterslützttng tler s'zialbeh(irrlen ,il,1m rrnd tlie Arheirsverhältnisserunkonrprizierr becntren krinnenj, (NZZ vom 7. r0.2fi).;t
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